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Liebe Bürgerinnen, 
liebe Bürger! 
 

Auf der Ministerpräsidentenkonferenz am 
Mittwoch haben sich die Regierungschefs der 
16 Bundesländer mit der Bundeskanzlerin auf 
einen stufenweisen Lockerungsplan aus dem 
Lockdown verständigt. Es sind vorsichtige 
Schritte, ohne etwas zu überstürzen. Unser 
CSU-Chef und bayerischer Ministerpräsident 
Markus Söder hat es auf den Punkt gebracht, 
indem er sagte: „Das Herz will schnell zurück 

zum alten Leben, doch der Verstand mahnt zur Vorsicht!“. Während in der Bevölkerung 
verständlicherweise Pandemiemüdigkeit um sich greift, ergeben die Kennzahlen zum 
aktuellen Infektionsgeschehen ein gemischtes Bild. Die vorrangige Impfung älterer 
Menschen in Alten- und Pflegeeinrichtungen hat jetzt schon zu einem erkennbaren 
Rückgang der Todeszahlen geführt. Gleichzeitig bleibt die Zahl der Neuinfektionen hoch 
und steigt wieder leicht an. Die Richtschnur für unser politisches Handeln bleibt ein 
verantwortungsvoller Kurs: Wir wollen so früh, wie es vertretbar ist, aber auch so sicher 
wie möglich für mehr Freiräume sorgen. Auf der anderen Seite müssen wir schnell 
reagieren können, wenn die Inzidenzwerte sich wieder steigen sollten.  
 
Erfreulich gut kommt die Auszahlung der Bundeshilfen für die von der Pandemie und den 
Schließungsmaßnahmen betroffenen Unternehmen voran. Bei der Novemberhilfe sind 
bereits 4,1 Milliarden Euro ausgezahlt worden, bei der Dezemberhilfe sind es schon 3,4 
Milliarden Euro. Auch bei der Überbrückungshilfe III geht es voran. Rund 31.000 Anträge 
liegen vor und 521 Millionen Euro (von 1,7 Milliarden Euro) sind als Abschlagszahlung 
ausgezahlt. Bei der Neustarthilfe sind 61.000 Anträge eingegangen. Von beantragten 360 
Millionen Euro sind auch schon 332 Millionen Euro an die Antragsteller überwiesen 
worden. Gut, dass das Geld jetzt bei den Selbständigen und Mittelständlern ankommt. Ich 
stand auch in dieser Woche wieder in diversen Videokonferenzen mit Rat und Tat zur 
Seite, um Fragen und Unklarheiten rund um die Coronahilfen zu beantworten und zu 
klären. 
 
In dieser Sitzungswoche standen für mich gleich vier Plenarreden auf dem Programm, von 
denen leider eine „zu Protokoll“ ging, also nicht gehalten wurde. Wie immer haben Sie die 
Möglichkeit, sich alle meine Reden im Deutschen Bundestag auf meiner Homepage 
www.sebastianbrehm.de anzuschauen. Sie können aber auch meinem neuen YouTube-
Kanal einen Besuch abstatten und ihn bei dieser Gelegenheit gerne abonnieren. 
 
Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen meines Infobriefs. 
 
 

Herzliche Grüße 

Ihr Sebastian Brehm, MdB 

 

http://www.sebastianbrehm.de/
https://www.youtube.com/channel/UCaiXiBOLOCRxFcoUW6jRYtg
https://www.youtube.com/channel/UCaiXiBOLOCRxFcoUW6jRYtg
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CORONA: EPIDEMISCHE LAGE VERLÄNGERT  

Bundestag stärkt eigene Rechte  
 

Die Corona-Pandemie hat Deutschland weiter im Griff. Daher hat der Deutsche 
Bundestag die „epidemische Lage von nationaler Tragweite“ bis Ende Juni verlängert. 
Gleichzeitig stärkte der Bundestag seine eigenen Rechte: Eine epidemische Lage, die mit 
besonderen Befugnissen für die Regierung verbunden ist, kann er nur befristet auf drei 
Monate ausrufen. Verlängert er sie nicht, ist sie automatisch aufgehoben. 
 

 
 
 
„Wir sind noch mittendrin in der Pandemie, das Virus hat noch nicht aufgegeben“, sagte 
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn. Er wie auch die anderen Redner der 
Unionsfraktion verwiesen auf die noch immer zu hohen Zahlen der täglichen 
Neuinfektionen, der intensivmedizinisch zu behandelnden Patienten und der Todesfälle. 
Die Ansteckungsrate, der sogenannte R-Wert, belegt, dass das Coronavirus noch nicht auf 
dem Rückmarsch ist. Hinzu kommt die Ausbreitung von Mutanten, die das 
Infektionsgeschehen antreiben.  
 
Bundestag alle drei Monate gefordert 
Die Verlängerung der epidemischen Lage um drei Monate ist die Grundlage dafür, dass 
Verordnungen über Schutzmaßnahmen und Hilfen weiter gelten können. Das parallel 
verabschiedete Gesetz zur Fortgeltung der die epidemische Lage von nationaler Tragweite 
betreffenden Regelungen schreibt fest, dass der Bundestag künftig alle drei Monate diese 
Lage neu feststellen muss. Tut er das nicht, dann treten alle damit verbundenen 
Maßnahmen der Regierung außer Kraft. Erstmals wurde die epidemische Lage, also die 
Feststellung einer ernsthaften Gefahr für die öffentliche Gesundheit, vor knapp einem Jahr 
ausgerufen.  
 
„Kein Blankoscheck“ 
Mit dem Gesetz werden die Rechte des Bundestags dem CDU-Gesundheitspolitiker Rudolf 
Henke zufolge gestärkt.  
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Auch die CDU-Innenpolitikerin Nina Warken betonte: „Wir stellen keinen Blankoscheck 
aus.“ Das Parlament erteile der Regierung nur Befugnisse auf Zeit. „Sie kommen regelmäßig 
auf den Prüfstand.“ Die CSU-Gesundheitspolitikerin Emmi Zeulner betonte, das Gesetz 
ermögliche den Ländern Flexibilität in den Maßnahmen und regele nicht das letzte 
Kleinklein. So könnten diese differenziert vorgehen und regionale Antworten geben gemäß 
den Inzidenzen oder der Impfquote vor Ort.  
 
Wissenschaftliche Auswertung bis Ende des Jahres 
Das Gesetz bietet den Rahmen unter anderem für Verordnungen zur Teststrategie, zu 
Impfungen oder Einreisen, die ohne die Verlängerung der epidemischen Lage Ende März 
ausgelaufen wären. Es regelt auch die Unterstützung von Arztpraxen und 
Pflegeeinrichtungen sowie Hilfen für Familien. Neu ist, dass für die Beurteilung der 
epidemischen Lage neben der Inzidenz weitere Kriterien wie der R-Wert, die Impfquote 
und die Belastung des Gesundheitswesens herangezogen werden. Impfziele werden 
festgeschrieben, die bei der Priorisierung berücksichtigt werden müssen. Außerdem sollen 
alle pandemiebezogenen Maßnahmen bis zum Ende des Jahres wissenschaftlich evaluiert 
werden, damit eine neue Regierung nächstes Jahr die Lehren daraus ziehen kann.  
 
Bei der Öffnung die Balance finden  
„Wir befinden uns in einer Ausnahmesituation und daher bedarf es außergewöhnlicher 
Maßnahmen“, rechtfertigte Nina Warken das Gesetz. Gesundheitsminister Jens Spahn 
sprach von einem großen Schritt und einer neuen Qualität. Der Bund setze den Rahmen 
rechtlich und finanziell, die Umsetzung finde vor Ort statt. Für die Bekämpfung der 
Pandemie müsse man die richtige Balance finden zwischen Gesundheitsschutz und 
Schadensbegrenzung für die Wirtschaft. 
 
Öffnung an Testen und Impfen gekoppelt 
Die Ministerpräsidenten der Länder hatten zusammen mit Bundeskanzlerin Angela Merkel 
am Mittwochabend eine grundsätzliche Verlängerung des Lockdowns bis zum 28. März 
bei gleichzeitiger vorsichtiger Lockerung der Kontaktbeschränkungen beschlossen. 
Fortschritte bei der Öffnung werden verknüpft mit sinkenden Inzidenzen, aber auch mit 
Fortschritten beim Testen und Impfen. Derzeit sind laut Spahn 5,5 Prozent der Menschen 
in Deutschland geimpft. Ab April würden die Haus- und Betriebsärzte routinemäßig in die 
Impfkampagne einbezogen.  
 
„Impfung ist eine starke Waffe“ 
„Impfung ist eine starke Waffe in der Auseinandersetzung mit der Pandemie“, sagte Henke. 
Dass Impfen wirke, zeige der Rückgang der Todesfälle bei den Senioren, nachdem ein 
Großteil der Pflegeheime durchgeimpft worden sei. Impfen werde den Weg raus aus der 
Pandemie unumkehrbar machen, sagte Spahn. Testen helfe, um den Weg zur Normalität 
abzusichern. 
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KEINE BESTEUERUNG VON RENTEN AUS VERSTEUERTEM EINKOMMEN  

Verbot der Doppelbesteuerung maßgeblich  
 

Derzeit sind zwei Verfahren beim Bundesfinanzhof (BFH) zur Doppelbesteuerung von 
Altersrenten anhängig. Im Laufe der kommenden Monate ist mit den Entscheidungen zu 
rechnen. Der Deutsche Bundestag diskutierte in dieser Woche das Thema.  
 

 
 
 
Wir werden keine Doppelbesteuerung zulassen! Ob Doppelbesteuerung aber vorliegt, ist 
eine Frage der Mathematik und der Berücksichtigung von Berechnungsgrundlagen: 
Gehören zum Beispiel der Grundfreibetrag und der Werbungskostenpauschbetrag zur 
Berechnungsgrundlage der steuerfrei zufließenden Rentenleistungen? 
 
„Genau solche Fragen liegen im Moment dem Bundesfinanzhof zur Beurteilung vor. Es 
macht keinen Sinn, vor Klärung dieser grundlegenden Fragen aktiv zu werden, da das 
Gericht im Zweifel in eine andere Richtung entscheiden könnte. Wir werden aus dem 
Urteil unsere Schlüsse ziehen und dann die erforderlichen Schritte unternehmen“, sagte 
Sebastian Brehm in seiner Plenarrede.  
 
Grundsätzlich ist aber unumstritten, dass die nachgelagerte Besteuerung für alle 
Bürgerinnen und Bürger die finanziell bessere Lösung ist: So können Familien bereits 
während der beruflichen Erwerbsphase ihre Altersvorsorgebeiträge steuerlich geltend 
machen. Sie haben damit mehr Netto vom Brutto. Wenn dann später im Ruhestand die 
zufließenden Rentenleistungen versteuert werden müssen, sind diese in der Regel 
niedriger und können aufgrund der bestehenden Freibeträge steuerlich günstig 
vereinnahmt werden. So lösen beim Renteneinstiegsjahr 2020 erst Renten ab einer Höhe 
von etwa 13.800 EUR jährlich tatsächlich Steuern aus. 
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NOVELLE DES PERSONENBEFÖRDERUNGSGESETZES VERABSCHIEDET    

Der Weg ist frei für innovative Mobilitätsanbieter 
 

Die Koalitionsfraktionen haben sich heute auf die Novelle des 
Personenbeförderungsgesetzes geeinigt. 
 

 
 

 

Mit der  Novelle des Personenbeförderungsgesetzes ist ein echter Modernisierungsschub 
für die Mobilität gelungen. Personenbeförderung ist schon heute viel mehr als Taxi und 
ÖPNV. Neue, digitalgetriebene Anbieter bieten innovative Mobilitätsformen wie digitale 
Sharing- und On-Demand-Dienste ohne feste Routen, die per App bestellt werden können. 
Die Kunden buchen nicht das ganze Fahrzeug zur alleinigen Nutzung, sondern nur 
einzelne Sitzplätze. Andere Fahrgäste mit ähnlichem Fahrtziel können zusteigen.  
 
Die Vorteile liegen auf der Hand: Weniger motorisierter Individualverkehr in Städten und 
zusätzliche flexible Mobilitätsangebote für die Bürger gerade auch im ländlichen Raum. 
Das ist gut für den Klimaschutz und bietet eine attraktive Alternative zum eigenen Auto.  
Für die digitalen Sharing- und On-Demand-Dienste auf die Straße schafft das 
modernisierte Personenbeförderungsrecht einen innovationsfreundlichen Rahmen. Uns ist 
besonders wichtig, dass für traditionelle Anbieter wie Taxi und ÖPNV keine 
Wettbewerbsnachteile entstehen. Die Kommunen erhalten deshalb weitreichende 
Steuerungsmöglichkeiten, mit denen sie pass- und bedarfsgenaue Angebote für ihre Bürger 
schaffen können. Mobilitätsdaten lassen sich künftig zur effizienten Verkehrsplanung und 
Lenkung, für Kontrollen und weitere innovative Geschäftsmodelle nutzen. 
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MEHRFACH ANGEKÜNFIGT, ABER NOCH NICHT UMGESETZT  

Hilfe für Veranstaltungsbranche muss jetzt kommen 
 

Mehrfach hat Bundesfinanzminister Scholz angekündigt, dass es einen Hilfsfonds für die 
Veranstaltungsbranche geben soll.  
 

 
 
Geplant war, dass der 2,5 Mrd. € schwere Hilfsfonds Kulturveranstaltungen finanziell 
fördert, die sich nicht rechnen, weil die Anzahl der Zuschauer wegen der 
Hygienemaßnahmen begrenzt werden muss. Zum anderen sollten mit einer Art 
Ausfallversicherung Kulturveranstaltungen abgesichert werden. Sie sollte dann 
einspringen, wenn eine Veranstaltung geplant und organisiert wird, aber dann wegen 
Corona doch noch abgesagt werden muss. 
 

Obwohl der Finanzminister den Hilfsfonds ausdrücklich über das Finanzministerium 
führen wollte, hat er ihn hier offenbar nicht zur Chefsache gemacht. Die Veranstalter und 
Künstler brauchen aber jetzt die Sicherheit und Unterstützung. Schon jetzt sagen viele 
Veranstalter und Künstler ihre Veranstaltungen für den Sommer 2021 ab, weil nicht sicher 
ist, ob sie sich im Sommer überhaupt rechnen oder eventuell sogar ganz abgesagt werden 
müssen. Gerade die Kultur- und Veranstaltungsbranche hat die Corona-Krise hart 
getroffen. Wenn der Fonds nicht bald kommt, haben die Veranstalter und Künstler keine 
dringend benötigte Planungssicherheit und es wird in diesem Jahr keine Veranstaltungen 
mehr geben. Das wäre ein weiterer harter Schlag für die Kulturbranche. Olaf Scholz muss 
jetzt liefern! 

Sebastian Brehm, MdB | Dipl.-Kfm., Steuerberater 
Platz der Republik 1 • 11011 Berlin  

  030-227-74074 • Fax 030-227-70072   
  sebastian.brehm@bundestag.de 

 www.sebastianbrehm.de  
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